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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 

 

 

Az:    5 RJ 33/89 

 

 

.................................................., 
 

Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozeßbevollmächtigte:   ...................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Landesversicherungsanstalt Oldenburg-Bremen,  
Oldenburg, Huntestraße 11, 
 

Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. November 1989 in Berlin ohne  

mündliche Verhandlung durch die Richter   B e n d e r   - als Vorsitzender - , B o r g o l t e 

und   Prof. Dr.  B a l t z e r   sowie die ehrenamtliche Richterin   G o l e m b u s c h  

und den ehrenamtlichen Richter   H e i t h e c k e r 

für Recht erkannt: 

 

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen  

vom 12. Oktober 1988 aufgehoben. 

 

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozial-

gericht zurückverwiesen. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die im Jahre 1933 geborene Klägerin begehrt von der Beklagten Versicherten-

rente wegen Erwerbs- oder Berufsunfähigkeit. Einen Beruf hat die Klägerin 

nicht erlernt. Sie war in der Landwirtschaft und als Fabrikarbeiterin ver-

sicherungspflichtig beschäftigt. Den im Februar 1986 gestellten Rentenantrag 

lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 15. Mai 1986 ab. 

 

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen und das Landessozialgericht 

(LSG) die Berufung der Klägerin zurückgewiesen (Urteile vom 6. Mai 1987 und 

12. Oktober 1988). Es hat einen Anspruch auf Versichertenrente verneint, weil 

die Klägerin noch in vollen Schichten leichte körperliche Arbeiten überwiegend 

im Sitzen verrichten könne. 

 

Die Klägerin hat dieses Urteil mit der vom Senat zugelassenen Revision 

angefochten. Sie rügt eine Verletzung des § 103 des Sozialgerichtsgesetzes 

(SGG). 

 

Die Klägerin beantragt,  

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung 

und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen. 

 

Die Beklagte beantragt,  

die gegen das Urteil des LSG eingelegte Revision zurückzuweisen. 

 

Sie hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend. 

 

Die Beteiligten haben sich übereinstimmend mit einer Entscheidung des 

Rechtsstreits gemäß § 124 Abs 2 SGG ohne mündliche Verhandlung einver-

standen erklärt. 

 

 

II 

 

Die zulässige Revision der Beklagten ist insofern begründet, als das 

angefochtene Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit an das LSG zurückver-

wiesen werden mußte. Die festgestellten Tatsachen lassen eine abschließende 

Entscheidung des Rechtsstreits noch nicht zu. 
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Zutreffend hat die Klägerin eine Verletzung des § 103 SGG gerügt. Das LSG 

hat im angefochtenen Urteil selbst dargelegt, daß jedenfalls in den vor 1986 

erstatteten medizinischen Gutachten wiederholt depressive Verstimmungs-

zustände bei der Klägerin beschrieben worden sind. Zur Begründung ihrer 

Berufung hat die Klägerin ua vorgetragen, sie leide an einer psychischen 

Erkrankung in Form einer reaktiven Depression. Sie hat beantragt, ein neues 

ärztliches Gutachten einzuholen. Nachdem das LSG lediglich auf innerfachärzt-

lichem Gebiet eine Begutachtung hatte durchführen lassen, beantragte die 

Klägerin in der mündlichen Verhandlung vom 12. Oktober 1988, eine neuro-

logisch-psychiatrische Begutachtung zu der Frage zu veranlassen, ob die 

früher diagnostizierte Depression noch bestehe. Diesem Antrag hat das 

Berufungsgericht nicht stattgegeben. Es hat in seinem Urteil ausgeführt, seit 

1986 sei von keinem der in diesem Rechtsstreit gehörten Ärzte mehr auf ein 

depressives Verhalten hingewiesen worden. Demnach sei kein Grund für die 

Annahme ersichtlich, daß bei der Klägerin seit der Antragstellung im Februar 

1986 eine psychische Erkrankung von erwerbsmindernder Bedeutung 

bestanden habe. 

 

§ 103 SGG verpflichtet das Gericht, den Sachverhalt von Amts wegen zu 

erforschen. Ob das in ausreichendem Maße geschehen ist, muß vom sachlich-

rechtlichen Standpunkt des Berufungsgerichts aus beurteilt werden. Der 

Anspruch der Klägerin auf Versichertenrente wegen Erwerbs- oder Berufsun-

fähigkeit hängt davon ab, ob und in welchem Maße die Erwerbsfähigkeit der 

Klägerin infolge von Krankheit herabgesunken ist. Davon ist auch das LSG 

ausgegangen. Es durfte nicht mit der von ihm angegebenen Begründung den 

Beweisantrag der Klägerin ablehnen. 

 

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) bestimmt das Tat-

sachengericht im Rahmen seines Ermessens die Ermittlungen und Maß-

nahmen, die nach seiner materiell-rechtlichen Auffassung zur Aufklärung des 

Sachverhalts notwendig sind. Dieses Ermessen wird von der Pflicht zur Auf-

klärung des Sachverhalts in dem für die Entscheidung erforderlichen Umfang 

eingegrenzt (vgl BSG in SozR Nr 7 zu § 103 SGG). Das LSG hat im Falle der 

Klägerin weder gezielt deren Hausarzt nach Erkenntnissen über Erkrankungen 

auf psychischem oder psychiatrischem Gebiet noch den zum Sachverständigen 

bestellten Facharzt für innere Medizin nach entsprechenden Anhaltspunkten 

befragt. Allein aufgrund des Schweigens von Ärzten, die nicht speziell auf 

neurologisch-psychiatrischem Gebiet tätig sind, hat es Erkrankungen auf 

diesem Fachgebiet verneint, obwohl die gesundheitliche Vorgeschichte bei der 
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Klägerin in dieser Richtung einschlägig belastet ist. Bei dieser Sachlage hätte 

sich das Berufungsgericht gedrängt fühlen müssen, dem Vorbringen der 

Klägerin, sie leide an einer reaktiven Depression, nachzugehen. Insoweit ist 

eine fachärztliche Untersuchung weder im Verwaltungs- noch im Gerichtsver-

fahren durchgeführt worden. 

 

Auf der von der Klägerin zutreffend gerügten Verletzung der Amtsermittlungs-

pflicht kann die angefochtene Entscheidung des LSG beruhen. Es läßt sich 

nicht ausschließen, daß bei der gebotenen weiteren Sachaufklärung zusätzlich 

zu den festgestellten Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit sich weitere 

ergeben hätten, die möglicherweise zumindest zur Berufsunfähigkeit der 

Klägerin hätten führen können. Die erforderlichen Ermittlungen wird das LSG 

daher nachzuholen haben. 

 

Die Kostenentscheidung bleibt der den Rechtsstreit abschließenden Ent-

scheidung vorbehalten. 
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